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Beschlussvorschlag der Verwaltung:
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Gemeinderat folgenden Beschluss:

1. Der Gemeinderat ermdachtigt den Oberbirgermeister, anstelle des Haupt- und
Finanzausschusses, Auftrdge zur Beschaffung mobiler Endgerate, bis zur Hohe der
Zuweisung aus dem angekiindigten Lehrkrafteausstattungsprogramm des Bundes
(“Leihgeréte fiir Lehrkréfte’) zur Unterstiitzung von Lehrerinnen und Lehrer zu
erteilen. Entsprechende Mittel - sowohlin Einzahlungen als auch in gleicher Hohe an
Auszahlungen - werden im Haushaltsplanentwurf 2021/2022 beriicksichtigt.

2. Der Gemeinderat ermdachtigt die Verwaltung nach erfolgtem Vergabeverfahren die
Auftragserteilung selbstindig durchzufihren.

Finanzielle Auswirkungen:

Mit dem angekiindigten Lehrkrafteausstattungsprogramm des Bundes flielen ca. 65 Mio.
EUR fiir Lehrkrafteleihgerate nach Baden-Wirttemberg.

Die genaue Hohe der Fordermittel fiir die Stadt Heidelberg ist noch nicht bekannt, da die
Zusatzvereinbarung ,Leihgerate fur Lehrkrafte” zum DigitalPakt Schule zwischen Bund
und Landern zum Zeitpunkt der Vorlagenerstellung noch nicht geschlossen war.

Analog dem Administrationsforderprogramm des Bundes rechnet die Verwaltung aktuell
mit einer Férdersumme von ca. 700.000 €.

InHohe der eingehenden Fordermittel werden entsprechende Einnahme- und
Ausgabeanséatze im Haushaltsplanentwurf 2021/2022 im Teilhaushalt des Amtes fiir
Schule und Bildung veranschlagt.

Zusammenfassung der Begriindung:

Die Ermachtigung des Oberbiirgermeisters ist erforderlich, um nach Inkrafttreten der
notwendigen Verordnungen und Richtlinien und nach Vorlage des Forderbescheids
umgehend - auch inder Interimszeit zum Haushaltsplan 2021 - die Auftrage zur
Beschaffung mobiler Endgerate fir die Lehrkrafte, erteilen zu kdnnen.
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Begriindung:

Ausgangslage

Die Zusatzvereinbarung “Leihgerate fur Lehrkrafte” zum DigitalPakt Schule diirfte zwischen Bund und
Landern frihestens im Januar geschlossen werden. Der Abschluss verzégert sich, da die
Mitzeichnung eines Bundeslandes noch aussteht.

Die Umsetzung dieser Vereinbarung, durch die circa 65 Millionen Euro fiir Lehrkrafteleihgerate nach
Baden-Wiirttemberg flieBen, wird durch Bekanntmachung des Ministeriums fiir Kultus, Jugend und
Sport Baden-Wirttemberg erfolgen. Diese Bekanntmachung wird

e denErwerbder Gerate,

o die Zurverfugungstellung der Gerate zu deren Entleihe an die Lehrkrafte durch die Schulen
selbstund

o die Administration der Gerate mit Mitteln des Administrationsforderprogramms des Bundes
durch die kommunalen Schultrager vorsehen.

Durch diese Zusatzvereinbarung wird rechtlich, technisch und finanziell Neuland betreten. Fiir ein
derartiges Konstrukt zur technischen Ausstattung von Landespersonal und anschlieBendem Support
durch die Kommunen mit Mitteln des Bundes gibt es kein Vorbild.

Dies ist der Sondersituation der Pandemie geschuldet. Nach Ende der Krise sollen die Leihgerate fiir
Lehrkrafte weiter im Eigentum des Schultragers verbleiben, um weiterhin an den Schulen eingesetzt
werden zu konnen.

Die ganzheitliche Wahrnehmung von Aufgaben aus einer Hand, hier im Bereich
Informationsverarbeitung, und die entsprechende rechtliche und ganzheitliche finanzielle
Absicherung ist Kernelement der angestrebten Neugestaltung der Schultragerschaft zwischen Land
und den kommunalen Schultragern.

Durch die Rahmenvereinbarung mit dem Ministerium fiir Kultus, Jugend und Sport Baden-
Wiirttemberg zur weiteren Umsetzung des DigitalPakts Schule soll die zeitliche Licke bis zum
Vollzug der Neugestaltung spatestens zum Jahresende 2022 geschlossen werden und der
kommunalen Aufwand bis dahin aufgrund der Bundesforderung klar begrenzt werden. Die
Rahmenvereinbarung soll gemeinsam mit der Zusatzvereinbarung “Leihgerate fir Lehrkrafte”
veroffentlicht werden.

Damit die Auftrage zur Beschaffung mobiler Endgerate fiir Lehrerinnen und Lehrer nach Inkrafttreten
der notwendigen Verordnungen und Richtlinien und nach Vorlage des Forderbescheids ohne zeitliche
Verzogerung vergeben werden konnen, ist die Ermachtigung des Oberblirgermeisters dringend
erforderlich.

AbschlieBende Entscheidungen samt erganzenden Hinweisen/Richtlinien zur Umsetzung des
Forderprogrammes ,Leihgerate fir Lehrkrafte” stehen zum Zeitpunkt der Vorlagenerstellung leider
noch aus.
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1. Sonderregelungen im Vergaberecht wahrend der Corona-Zeit

Dadie zurzeit und in den nachsten Monaten getroffenen Mafinahmen zum Fernlernunterricht explizit
der Eindammung der Ausbreitung der Pandemie dienen, gelten bereits aktuell in anderen
Verwaltungsbereichen besondere Regelungen bei der Vergabe und Beschaffung.

Die vergaberechtlichen Rahmenbedingungen fir solche Dringlichkeitsbeschaffungen hat das
Bundeswirtschaftsministerium im Rundschreiben vom 19. Marz 2020 instruktiv dargestellt. Diese
sollten auch auf die gewiinschte Beschaffung der digitalen Endgerate angewendet werden.

Danach konnen Leistungen in der aktuellen Situation sehr schnell und verfahrenseffizient beschafft
werden, im Oberschwellenbereich inshesondere liber das Verhandlungsverfahren ohne
Teilnahmewettbewerb nach Paragraph 14 Absatz 4 Nummer 3 in Verbindung mit Paragraph 17
Vergabeverordnung (VgV).

Insbesondere kann auf ein europaweites offenes Verfahren verzichtet werden. Ein solches Verfahren
erfordert nach Paragraph15 Absatz 3 VgV bei einer hinreichend begriindeten Dringlichkeit eine
Angebotsfrist von mindestens 15 Kalendertagen. Werden alle weiteren Fristen und die daraus
folgenden Verwaltungsschritte eingerechnet, wiirde ein offenes Verfahren mindestens einen Monat
in Anspruch nehmen und den Forderzweck (,Sofortausstattung der Lehrer mit mobilen Endgeraten®)
konterkarieren.

2. Umsetzung des Forderprogramms

Der Forderbescheid vom Land liegt zum Zeitpunkt der Vorlagenerstellung leider noch nicht vor. Die
Bedarfe an mobilen Endgeraten werden im Vorgriff auf das zu erwartende Forderprogramm mit den
betreffenden Schulen abgestimmt.

Erst nach Vorlage eines Bescheids inklusive konkreter Handlungsanweisungen konnen weitere
Schritte zur Beschaffung von Endgeraten eingeleitet werden.

Nach Paragraph 5 Absatz 1 Ziffer 9j der Hauptsatzung der Stadt Heidelberg ist fiir die Vergabe von
Auftragen iber 150.000 Euro der Haupt- und Finanzausschuss zustandig.

Diese Zustandigkeit soll auf den Oberbiirgermeister, bis zur Obergrenze des auf Heidelberg
entfallenden Forderbetrags, Ubertragen werden.

Die vergaberechtlichen Regelungen werden beachtet.
Die Ermachtigung des Oberbiirgermeisters ist erforderlich, um nach Inkrafttreten der notwendigen

Verordnungen und Richtlinien und nach Vorlage des Forderbescheids umgehend die Auftrage zur
Beschaffung mobiler Endgerate erteilen zu kdnnen. Dies istinshesondere wichtig:
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e umden Beschaffungsprozess (Vergabeentscheidung, Bestellung, Auslieferung) fiir die
mobilen Endgerate verkiirzen zu kénnen,

e um betroffene Lehrerinnenund Lehrerin der Krise schnellst méglich mit digitalen
Endgeraten versorgen zu kdnnen.

Um nach Vorlage des Bescheids schnell reagieren zu kénnen, hat die Verwaltung bereits Kontakt mit
zertifizierten Handlern aufgenommen, um Lieferfristen und -mengen zu eruieren. Aufgrund der
aktuellen Informationen geht die Verwaltung davon aus, dass von verschiedenen Handlern noch
erforderliche Kontingente fiir die Stadt Heidelberg zur Verfligung gestellt werden kdnnen, jedoch ist
wegen der aktuellen Marktlage mit langeren Lieferzeiten zu rechnen.

Die Verwaltung bittet um Zustimmung.

Priifung der Nachhaltigkeit der MaBnahme in Bezug auf die Ziele des
Stadtentwicklungsplanes / der Lokalen Agenda Heidelberg

1. Betroffene Ziele des Stadtentwicklungsplanes

Nummer/n: +/-
(Codierung) berithrt:  Ziel/e:

QU1 + Solide Haushaltswirtschaft

Begriindung:
Die Beschaffung von energieeffizienten mobilen Endgeraten bringt einen
wirtschaftlichen Vorteil gegeniliber einem nicht energieeffizienten Gerat.
Eine Beschaffung maglichst ohne Zeitverzégerung vermeidet
Lieferengpasse und eventuelle Preisanpassungen am Markt.
Ziel/e:

UM1/3 + Umweltsituation verbessern/Verbrauch von Rohstoffen vermindern
Begriindung:
Energieeffiziente mobile Endgerate schonen die natiirlichen Ressourcen
durch sparsamen Materialeinsatz wahrend des Nutzungszeitraumes.

2. Kritische Abwéagung /Erlduterungen zu Zielkonflikten:

Keine

gezeichnet
Wolfgang Erichson

Drucksache:

0007/2021/BV

00317013.doc



	Betreff:
	Beratungsfolge:

	Beschlussvorschlag der Verwaltung:
	Zusammenfassung der Begründung:
	Begründung:
	Ausgangslage
	1. Sonderregelungen im Vergaberecht während der Corona-Zeit
	2. Umsetzung des Förderprogramms
	Prüfung der Nachhaltigkeit der Maßnahme in Bezug auf die Ziele des Stadtentwicklungsplanes / der Lokalen Agenda Heidelberg

